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G leiche Rechte für
Mann und Frau, eine
Fortsetzungsgeschichte

von Silke Hagi

Als wichtiger Meilenstein in der schweizerischen

Geschichte der Gleichberechtigung darf
die Annahme des Gleichstellungsartikels von
1981 gelten. Eine anhand von Presseartikeln
durchgeführte Recherche soll den langen Weg
der damals mutig gestarteten Gleichstellungsinitiative

bis hin zur Abstimmung des

bundesrätlichen Gegenvorschlags nochmals
beleuchten und einige Emotionen rund um den

Abstimmungskampf aufzeigen.

Als 1919 im schweizerischen Parlament zum ersten
Mal über das Postulat «gleicher Lohn fur gleiche
Arbeit» diskutiert wurde, stimmte der damalige Rat
diesem zwar einstimmig zu, doch das (männliche)
Stimmvolk lehnte ein solches Gesetz m der Folge
ab, wenn auch nur knapp. Es sollten noch über

sechzig Jahre vergehen, bis der Lohngleichheits-
grundsatz im Rahmen des Gleichstellungsartikels
1981 m die schweizerische Bundesverfassung
verankert werden konnte. Daran hatten auch

internationale Konventionen, die im Auftrag des

Wirtschafts- und Sozialrates der UNO zustande

gekommen waren, nicht viel andern können.
Fanden diese ihre Zustimmung bei den eidgenossischen

Raten doch meist Jahrzehnten spater.1

Untersuchung über die Stellung der Schweizer Frau

Aber nicht nur die Lohnungleichheit beschäftigte
das schweizerische Parlament über Jahrzehnte

hinweg immer wieder. Die Differenz der
Geschlechter wurde auch m anderen Bereichen zum
Pohtikum: gesetzlicher Sonderschutz fur Frauenarbeit,

das Frauenstimmrecht, das Eherecht, die
Strafbarkeit des Schwangerschaftsabbruches und
die Mutterschaftsversicherung.
Um der sozialen Diskriminierung der Frau m der
Schweiz jedoch glaubwürdig entgegentreten zu
können, brauchte es wissenschaftliche Untersuchungen

und Fakten. Diese fehlten aber lange. Erst
1966 stellte die nationale schweizerische

UNESCO-Kommission eine Arbeitsgruppe zusammen,

um eine soziologische Untersuchung über
die Stellung der Frau in der Schweiz durchzufuhren.
1974 erschien dazu ein Bericht von Thomas
Held und Rene Levy. Die Studie belegte die

untergeordnete Stellung der Frau in der Schweiz m
Familie, Politik, Bildung und Beruf. Als der Bericht
1975 am 4. Frauenkongress m Bern ausgewertet
wurde, war die Reaktion unerwartet gross. Fünfzehn

Frauen wagten daraufhin den Versuch einer
Situationsanderung und starteten die so genannte
Gleichstellungsimtiative.

Initiative «Gleiche Rechte fur Mann und Frau»

In ihrem Initiativtext forderten sie gleiche Rechte

und Pflichten fur Frau und Mann, gleichen Lohn
fur gleiche Arbeit, Chancengleichheit m Erziehung,
Schule und Beruf und gewahrten dem Staat eine
Ubergangsfrist von fünf Jahren. Mit diesen

Forderungen hatten die Frauen einerseits viele Skeptiker
auf ihrer Seite. So schrieb etwa das Aargauer
Tagblatt noch im Januar 1977: «Im Initiativkomitee

kein Mann (Manner sind nicht immer
gleichberechtigt) aber fünfzehn Frauen. Unter
diesen fünfzehn findet sich keine einzige Parla-

mentarierm. [... ] Es stellt sich deshalb die Frage, ob
sich die Initiative nicht überhaupt kontraproduktiv
auswirken konnte.»2 Andererseits fanden sich

genügend gültige Unterschriften, um die Initiative
beim Bund im Dezember 1976 zu deponieren. Die
meisten Unterschriften stammten aus Zurich, die

wenigsten kamen aus dem Kanton Wallis. Die
Bundner Zeitung und das Aargauer Tagblatt wissen
auf diese geringe Anzahl Unterschriften auch keine

Antwort sondern berichten lediglich, «dass trotz der

m Frauenfragen sehr ruhrigen Nationalratm
Gabnelle München [Kanton Wallis] nur 307

Unterschriften hereinkamen, obwohl man m 29

Gemeinden sammelte.»3

Reaktionen auf die Initiative

Dieser Umstand lasst sich nach der Eröffnung des

Vernehmlassungsverfahrens durch das EJPD besser

verstehen: Der Kanton Wallis verzichtete 1978

nämlich als einziger Kanton auf eine von offizieller
Stelle eingeforderte Stellungsnahme! Aber auch die

meisten anderen Kantone sahen m dem neu
formulierten Verfassungsartikel nur eine bürokratische

Mehrarbeit.
Allerdmgs waren die Beweggrunde, warum diese

Mehrarbeit zu vermeiden gewesen ware, nicht in
allen Kantonen die gleichen Sahen z. B. der
Kanton Aargau, Thuigau und Appenzell
Innerrhoden das geltende Rollenverstandms m Gefahr,
wusste der Kanton Bern nach einer intern
durchgeführten Befragung (bei welcher ausschliesslich

Mannergremien befragt worden waren!), dass ein
echtes und dringendes Bedürfnis nach einer
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Änderung bezüglich des Verfassungsartikels nicht
bestehen wurde.4

Bundesrätlicher Gegenvorschlag

Nach einer breit angelegten Untersuchung vertrat
der Bundesrat 1979 in seiner Botschaft zur Initiative

hingegen eine andere Meinung. Er bekannte,
dass in der Schweiz Frau und Mann rechtlich und
faktisch nicht gleich behandelt und gleich berechtigt

wurden. Da er den Initiativtext jedoch nicht in
seiner Form akzeptieren wollte und vor allem die

Ubergangsfrist von fünf Jahren kritisierte, schlug er
als Gegenvorschlag den Artikel 9 Absatz 3 aus dem

Expertenentwurf der totalrevidierten Bundesverfassung

vor. Dieser lautete: «Mann und Frau sind

gleich. Das Gesetz sorgt für ihre Gleichstellung, vor
allem in Familie, Ausbildung und Arbeit. Mann und
Frau haben Anspruch auf gleichen Lohn fur gleiche
Arbeit.»
Durch den Gegenvorschlag wurde die Vorlage
«neutralisiert»: Die rechtliche Gleichberechtigung
war nun nicht mehr nur eine Zwängerei aus «Eman-
zenkreisen», sondern wurde politisch vertretbar
und diskutabel, ebenso die Tatsache, dass die
Schweiz mit ihrer geltenden Verfassung hinsichtlich
der Gleichberechtigung dem internationalen
Standard hinterherhinkte.
Der Gegenvorschlag wurde von den bürgerlichen
Frauen begrüsst, was den Bundesrat fortschrittlich
und aufgeschlossen erscheinen liess. In den Parteien

war man zunehmend bemuht, das Anliegen
um Gleichberechtigung in die Parteiprogramme
aufzunehmen. Der Gegenvorschlag wurde daher bis

auf wenige Ausnahmen von allen Parteien unterstützt.

Trotz einzelner Einsprüche, vor allem in
wirtschaftlicher Hinsicht, empfahlen die beiden
Kammern die Vorlage schliesslich zur Annahme.
Um bei einer Abstimmung ein doppeltes Nein zu
vermeiden, zog das Initiativkomitee ihre Vorlage
zurück und empfahl dem Volk die Annahme des

bundesrätlichen Gegenvorschlages.

Eitel Fried und Freude?

Damit war die Abstimmung um den neuen
Verfassungsartikel aber keineswegs gewonnen. Trotz der

geltenden offiziellen Meinung kursierten auf der
einen Seite in den Presseartikeln immer noch
frauenfeindliche Argumente gegen den Gleichstellungsartikel,

unterschwellig wurde Angst geschürt,
indem auf die finanziellen Verluste der Schweizer

Wirtschaft bei einer vollständigen Gleichberechtigung

hingewiesen und die Aufhebung der Hausfrau
als Verlust eines schweizerischen Statussymbols

beschworen wurde. Auf der anderen Seite drohte
bei dem breiten parlamentarischen Konsens das

Feuer für einen gewinnenden Abstimmungskampf
auszulöschen.

Um das zu verhindern wurde die überparteiliche
Interessensgemeinschaft (in) gegründet, welche

beabsichtigte, die Bevölkerung über den zu
ergänzenden Artikel 4 Absatz 2 zu informieren und
dessen Annahme bei der Volksabstimmung zu
sichern. Aber auch die Arbeit von (in) gestaltete sich
nicht einfach. 1981 mochte sich niemand mehr

gross gegen ein anerkanntes Gerechtigkeitsprinzip
äussern, obwohl alte Argumente gegen eine
Gleichstellung noch in der Luft waren, wie z. B. der
fehlende militärische Dienst der Frauen.
Von völlig unerwarteter Seite fand (in) schliesslich

Unterstützung. Mit dem stark rechtstehenden
Komitee gegen Gleichmacherei, einer Aktion für freie

Meinungsbildung, machte sich nämlich auch die

Gegenseite stark. Zwar gehörten dem Komitee

nur 33 aufgeführte Mitglieder an, doch brachten
diese so schlagkräftige Argumente zusammen wie
«staatlich verordnete Unisex-Theorie», «halbierte
Eheleute», «Kollektiv statt Familie» und «wie in
Russland Frauen auf dem Bauplatz».
Eine solche Argumentation liess zwar kein Abwägen
von Für und Wider zu und beabsichtigte auch keine

politische Diskussion, dennoch konnte eine Plattform

dazu geschaffen werden, solchen Schlagworten

sachlich zu begegnen und wissenschaftlich breit
abgestützte Proargumente zu verbreiten.Trotz des

Grossaufgebotes an Stimmenwerberinnen und
Stimmenwerber auf der Proseite, fiel die
Stimmbeteiligung ab 14.Juni 1981 mit 34% relativ gering
aus. Aber die 60% Ja-Stimmen weisen dennoch
darauf hin, dass die Argumente der Proseite uberzeugt

hatten.
Die 1951 von der UNO angenommene Konvention

100, Ubereinkommen über gleichen Lohn für
gleiche Arbeit, wird in Bern erst nach der

Einführung des Frauenstimm- und Wahlrechts 1972

angenommen.
ANMERKUNGEN

1 Die 1951 von der UNO angenommene Konvention 100,
Ubereinkommen über gleichen lohn fur gleiche Arbeit, wird in
Bern erst nach der Einfuhrung des Frauenstimm- und Wahl
rechts 1972 angenommen

2 Vgl «Fraueninitiative weckt Illusionen», in Aargauer
Tagblatt, 19 01 1977

3 Bunder Zeitung 06 01 1977 und Aargauer Tagblatt
19 01 1977

4 Vgl «Die seltsame Haltung des Berner Regierungsrates» in

Berner Tagwacht, 06 05 1978

AUTORIN

Silke Hagi 1976, Primarlehrerin, 1997-2003 Studium in
allgemeiner Geschichte, Politologie und Philosophie in Zurich und

Perugia (It) silhaegi@hotmail com


	Gleiche Rechte für Mann und Frau, eine Fortsetzungsgeschichte

